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Arbeitslosigkeit sinkt starker als in den vergangenen
15 Jahren - die neue Arbeitsmarktpolitik entfaltet ihre
Wirkung

Statement des Bundesministers fur Wirtschaft und Arbeit Wolfgang Clement
anlasslich der Pressekonferenz zum Arbeitsmarkt im Oktober 2005

Die aktuellen Konjunkturindikatoren deuten auf eine bevorstehende wirtschaftliche Belebung. Unsere
Arbeitsmarktreformen entfalten immer mehr Wirkung. Die Chance nimmt jetzt Konturen an, dass wir
die Arbeitslosigkeit in Deutschland dauerhaft reduzieren kénnen.

Fast alle unsere européischen Nachbarn haben ebenfalls tief greifende Reformen im Bereich der Ar-
beitsmarktpolitik angepackt. Alle Erfahrungen lehren: Neue Strukturen lassen sich nicht von heute auf
morgen schaffen, sondern ihre Realisierung braucht Zeit. Das kann bis zu funf Jahren dauern. Insbe-
sondere das Jahr 2005 war hierzulande mit der Einfuhrung der Grundsicherung fur Arbeitsuchende
ein Jahr des Umbruchs. In diesem Herbst ernten wir die ersten Erfolge.

I. Aktuelle Lage am Arbeitsmarkt
1. Im Monat Oktober

Insgesamt waren im Oktober 94.000 Menschen weniger arbeitslos als im September 2005. Das ist der
hdchste Rickgang in einem Oktober seit der Wiedervereinigung (hdchster Riickgang in den Jahren
1998 und 2000: jeweils 73.000). Im Durchschnitt der letzten fiinf Jahren (2000 bis 2004) betrug der
Riickgang im Oktober lediglich 42.000.

Die Zahl der Arbeitslosen sank damit auf ca. 4,556 Millionen. Das bedeutet: Seit dem Hbchststand
vom Februar 2005 konnte die Arbeitslosigkeit um rund 660.000 abgebaut werden.

Die aktuelle Arbeitslosenquote betragt 11,0 Prozent.

Ein besonderes Indiz fur die Wirksamkeit der Reformen sind die saisonbereinigten Arbeitslosenzah-
len, aus denen sowohl die Fruhjahrs- als auch die aktuelle Herbstbelebung herausgerechnet sind.
Diese Zahl der Arbeitslosen nahm danach im Oktober um weitere 36.000 ab. Damit betragt der sai-
sonbereinigte Rickgang seit M&rz insgesamt rund 220.000.

Der verbleibende Anstieg der Arbeitslosigkeit gegeniiber dem Vorjahr von 349.000 geht mittlerweile
ausschlief3lich auf den statistischen Sondereffekt durch die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe (350.000) zuriick.

2. Vorausschau auf 2006

In ihren aktuellen gesamtwirtschaftlichen Eckwerten geht die Bundesregierung davon aus, dass die
jahresdurchschnittliche Zahl der Arbeitslosen im Jahr 2006 um 125.000 sinken wird (auf 4,699 Mio.).
Ahnlich sehen dies auch die sechs filhrenden Wirtschaftsforschungsinstitute in ihrem Herbstgutachten
(Jahresdurchschnitt 2006: 4,755 Mio.).

Wie die Lage sich tatsachlich entwickeln wird, hangt nicht zuletzt davon ab, welche Entscheidungen
eine grol3e Koalition treffen wird und ob und wie der Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente
vor Ort forciert wird.
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3. ILO-Statistik

Nach der internationalen Vergleichstatistik der ILO betrug die Arbeitslosenquote in Deutschland im
September 2005 7,9 Prozent, die Gesamtzahl der Arbeitslosen 3,35 Millionen. Das ist gegeniiber
August ein Riickgang von 640.000.

Derzeit werden die monatlichen Zahlen nach dem ILO-Standard aus einer monatlichen Telefonerhe-
bung mit 30.000 Befragten gewonnen. Im Laufe des ndchsten Jahres wird das Statistische Bundes-
amt dann auf den kontinuierlich laufenden Mikrozensus umsteigen. Damit ist fur die Zukunft eine mo-
natliche Berichterstattung nach ILOStandard gesichert.

Ich empfehle der neuen Koalitionsregierung im nachsten Jahr auf der Bundesebene offiziell auf diese
in 120 Staaten gebrauchliche Statistik umzusteigen. Damit gewinnen wir ein realistisches Bild von
Erwerbstatigkeit und wirklicher Arbeitslosigkeit und einen international gebrauchlichen Vergleich.

Zur Erinnerung: Nach der jetzigen Statistik zahlen wir in Deutschland z.B. Menschen als arbeitslos,
die sich nur im Hinblick auf Wartezeiten bei der Rente arbeitslos melden und ausdriicklich keine Ar-
beit suchen. Und anders als international tiblich werden auch Menschen als arbeitslos eingestuft, die
einer Teilzeitbeschaftigung im Umfang von mehr als einer, aber weniger als 15 Stunden wéchentlich
nachgehen.

Il. Was haben die Reformen bisher bewirkt?
1. Reform der Bundesagentur

Der Umbau der Bundesagentur fiir Arbeit zu einem modernen Dienstleister am Arbeitsmarkt wird am
Ende dieses Jahres - das heif3t schon nach knapp zwei Jahren! - abgeschlossen sein.

Die neuen Job Center mit Kunden- und Unternehmerservice werden dann flachendeckend in ganz

Deutschland zur Verfiigung stehen. Zum Vergleich: In GroRRbritannien hat der Umbau der Arbeitsver-
waltung insgesamt acht Jahre in Anspruch genommen.

2. Erfolge des Umbaus beim Arbeitslosengeld I

Die ersten Erfolge dieses Umbaus - die effektivere Betreuung und Vermittlung - lassen sich an folgen
den Ergebnissen ablesen:

Die Zahl der Arbeitslosen, die in eine Erwerbstatigkeit gekommen sind, ist heute um 20% hoher als
noch vor einem Jahr, der Zugang aus Erwerbstatigkeit um 10% geringer. Die durchschnittliche Dauer
der Arbeitslosigkeit von der Anmeldung bis zur Abmeldung ist riicklaufig, genauso wie die durch-
schnittliche Dauer des Leistungsbezugs.

Damit schafft die Reform im Haushalt der Bundesagentur fir Arbeit auch den Spielraum fiir eine Sen-

kung der Beitrage zur Arbeitslosenversicherung. Ab 1. Juli 2006 steht dem Gesetzgeber das Potenzial
fur eine Beitragssenkung um einen halben Prozentpunkt auf sodann sechs Prozent zur Verfligung.

3. Erreichtes beim Arbeitslosengeld I

Im Bereich der neuen Grundsicherung fur Arbeitssuchende (Arbeitslosengeld Il) haben wir jetzt die
volle Handlungsfahigkeit erreicht.

— Wir haben 1,32 Mio. Bedarfsgemeinschaften aus der ehemaligen Sozialhilfe in das neue System
gebracht; damit sind Uber 90 Prozent der bisherigen Sozialhilfeempfanger in der Arbeitsvermitt-
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lung und haben gleichen Zugang wie die bisherigen Arbeitslosenhilfebezieher zu Eingliede-
rungsleistungen.

— Die Voraussetzungen fiir eine intensive Einzelfallbetreuung sind gegeben: Der Betreuungsschlis-
sel fir Jugendliche unter 25 Jahren von 1:75 ist Gberall in Deutschland Realitat, in einigen Re-
gionen ist er sogar besser.

— Bei den Erwachsenen Uber 25 Jahren haben wir einen Betreuungsschliissel von 1:180 erreicht
und wollen alsbald bei 1:150 ankommen.

— Das grundlegende Prinzip des "Férdern und Fordern” kommt jetzt mit dem zunehmenden Ein-
satz der aktivierenden Instrumente Zug um Zug zur Geltung. Nicht nur die Zusatzjobs, sondern
alle zur Verfugung stehenden MalRBhahmen werden - nachdem die Arbeitsgemeinschaften jetzt
voll handlungsfahig sind - verstarkt genutzt werden.

Die Umsetzung der Rahmenvereinbarung zur Weiterentwicklung der Organisation der ARGEn ist
ebenfalls in Gang. Die kommunale Seite kann jetzt Giberall in Deutschland die Fihrung tbernehmen.

Die Kommunalisierung, d.h. die Ubernahme der Verantwortung fiir die Vermittlung vor Ort, kann jetzt
Uberall stattfinden.

Deshalb kann ich auch nicht zu neuen Organisationsdiskussionen raten. Jetzt sollte sich in der Praxis
bewéahren kénnen, was im Sommer 2004 von Regierung und Opposition gemeinsam auf den Weg
gebracht wurde.

4. Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildung

Der Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit ist Schwerpunkt unserer Arbeitsmarktpolitik. Dafir ste-
hen mit Hartz IV so viele Geldmittel (6,8 Milliarden), Instrumente und Férdermdglichkeiten zur Verfu-
gung wie nie zuvor.

Die Zahl der Arbeitslosen unter 25 Jahren ist im Oktober um 58.000 auf 564.000 gesunken. Dieser
Ruckgang liegt deutlich Giber dem Durchschnitt der letzten fiinf Jahre (2000 bis 2004: -45.000).

Nachdem der statistische Sondereffekt durch Hartz IV die Zahl der jugendlichen Arbeitslosen in den
ersten Monaten des Jahres noch um etwa 74.000 hat ansteigen lassen, fihren nun bessere Betreu-
ung und der verstarkte Einsatz von arbeitsmarktpolitischen MaZnahmen zu einem deutlichen Riick-
gang der Jugendarbeitslosigkeit. Seit dem Héchststand im Februar (680.000) ist die Zahl der Arbeitlo-
sen unter 25 Jahren bis Oktober um 116.000 gesunken. Der gemeinsam mit der BA ausgelobte
"Deutsche Forderpreis Jugend in Arbeit" wird hier weitere Impulse geben.

Der Anteil der Jugendlichen, die langer als drei Monate arbeitslos sind, geht kontinuierlich zurick.
Unser Ziel bleibt: Noch in diesem Jahr soll kein Jugendlicher unter 25 langer als drei Monate arbeits-
los bleiben.

Allerdings sind wir von diesem Ziel noch deutlich entfernt. Mein Appell an die Agenturen, ARGEn und
Kommunen heil3t: Jetzt ist voller Mal3nahmen- und Mitteleinsatz nétig! Systematisch miissen mit allen
arbeitslosen Jugendlichen qualifizierte Eingliederungsvereinbarungen abgeschlossen und aktiv um-
gesetzt werden. Die Finanzmittel dafiir stehen bereit. Darum will ich auch bei meinem nachsten Tref-
fen mit den Geschaftsfihrern der grof3en ARGER bitten.

Der Ausbildungspakt ist ein Erfolgsmodell und muss fortgefiihrt werden. Durch die von den Paktpart-
nern gemeinsam durchgefiihrte Nachvermittlung konnte die Zahl unvermittelter Bewerber bis Mitte
Oktober um 7.100 auf 33.800 gesenkt werden, das sind 1.600 weniger als im Vorjahr. Dies ist umso
erfreulicher, als bereits zum Bilanzstichtag 30.September in diesem Jahr weniger unvermittelte Be-
werber als im Vorjahr registriert waren. Zugleich nahm die Zahl der Ende September noch unbesetz-
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ten Ausbildungsplatze um 3.200 auf 9.400 ab. Damit hat sich die "rechnerische Liicke" zwischen den
Ende September noch unvermittelbaren Bewerbern und der noch unbesetzten Ausbildungsstellen um
3.900 auf 24.400 verringert. Durch die intensiven Anstrengungen wird in den nachsten Monaten die
Zahl unvermittelter Bewerber weiter reduziert. Allen Jugendlichen, die zu den Nachvermittlungsaktio-
nen erscheinen, wird eine Ausbildung, eine Einstiegsqualifizierung oder eine sonstige Qualifizie-
rungsmoglichkeit angeboten.

In Uberschaubarer Zeit - wenn der Ausbildungsmarkt wieder ausgeglichen sein wird - sollte nach mei-
ner Meinung aus dem Ausbildungspakt ein "Fachkraftepakt" werden. Denn dann werden wir es - was
heute noch recht unwahrscheinlich erscheint - mit einem umfassenden Fachkraftemangel zu tun be-
kommen.

Ill. Was kann und muss jetzt noch getan werden, um die Arbeitslosigkeit mit den Mitteln der
Beschéaftigungspolitik weiter zu senken?

— Die konsequente Umsetzung von "Foérdern und Fordern®, die persénliche Betreuung und Ver-
mittlung ist entscheidend.

— Wir brauchen ein neues Verhaltnis zwischen Unternehmen und Arbeitsvermittiung. Die
Betriebe sollten die Agenturen, die Arbeitsgemeinschaften und die Optionskommunen wie-
der als ihre allzeit bereiten regionalen Partner annehmen.

— Der konsequente Einsatz aller Férderinstrumente muss weiter forciert werden. Qualifizierte Ein-
gliederungsvereinbarungen, die auf die Starken und Schwachen des Einzelnen eingehen und
die Arbeitsmarktlage beachten, missen noch starker als bisher in das Blickfeld der
Fallmanager ricken. Ein breites Spektrum an Férdermdglichkeiten - von der Schuld-
nerberatung Uber die Qualifizierung bis hin zu verschiedenen Formen eines individuel-
len Kombilohns auf der Grundlage von Eingliederungszuschiissen und Einstiegsgeld -
steht zur Verfigung.

— Das Kimmern um die Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik muss weiter verstarkt werden.
Ein Beispiel dafiir ist unser Beschéftigungspakt fiir Altere mit 30.000 Zusatzjobs fiir iber 58-
Jahrige.

— Wir brauchen mehr Jobs fiir geringer Qualifizierte, insbesondere durch bessere finanzielle Un-
terstitzung im Bereich der haushaltsnahen Dienstleistungen und bessere steuerliche
Absetzbarkeit von Handwerksleistungen im Haushalt. Grundsatzlich geht es darum, den
Privathaushalt als Arbeitgeber anzuerkennen und seine Beschéftigungspotenziale fir
regulére Arbeit zu erschliel3en.

— Bekéampfung der Saisonarbeitslosigkeit, insb. Winterbaureglung. Wir wollen nicht [anger
hinnehmen, dass Jahr fur Jahr vor allem Bauarbeiter witterungsbedingt entlassen wer-
den, obwohl sie auch in der kalten Jahreszeit zumindest teilweise produktiv eingesetzt
werden kénnten. Wir haben uns daher am 22. August mit Spitzenvertretern der Arbeitge-
berverbénde des Bauhauptgewerbes sowie der IG BAU auf ein Konzept zur kiinftigen For-
derung der ganzjahrigen Beschéftigung ab der Schlechtwetterzeit 2006/2007 geeinigt.
Das Konzept ist auf Grund der weit reichenden Anderungen und notwendigen Umstellungen
im tarifvertraglichen Bereich sowie bei den Arbeitgebern und der Arbeitsverwaltung nicht
friher realisierbar. Der Referentenentwurf flr ein einzuleitendes Gesetzgebungsverfah-
ren wird derzeit erarbeitet.

Im Vorgriff auf diese Neuregelung habe ich auf dem Gewerkschaftstag der IG BAU am 3. Oktober
2005 vorgeschlagen, einmalig in der Schlechtwetterzeit 2005/2006 den Arbeitgebern, die ihre Arbeit-
nehmer in der Schlechtwetterzeit fortbeschaftigen, durch die Bundesagentur fir Arbeit zu entlasten.
Arbeitgeber, die bei lang andauernden witterungsbedingten Arbeitsausfallen ihren Arbeithehmern
nicht kiindigen, sollen beim Bezug des beitragsfinanzierten Winterausfallgeldes die eigentlich indivi-
duell zu schulternden Sozialversicherungsbeitrdge erstattet bekommen. Um dieses Programm aus

oF . Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschun
@ Bundesagentur filr Arbeit . s oe S Moo o borin 7o, rox oo 783255



NP i )
Dr = Clement zum Arbeitsmarkt — Seite 5

Mitteln der Bundesagentur fir Arbeit finanzieren zu kénnen, ist eine Gesetzesanderung notwendig.
Ich hoffe, dass dieser Vorschlag in den derzeitigen Koalitionsgesprachen aufgenommen wird. Beide
Vorschlage liegen den Unterhandlern zur grof3en Koalition vor.

Wir werden aul3erdem Uberlegen, wie solche Modelle auch auf andere Bereiche - zum Beispiel die
Landwirtschaft - Ubertragen werden kénnen.

IV. MaRnahmen gegen Leistungsmissbrauch /Uberprifung der Instrumente

1. Untergesetzliche Malinahmen gegen Leistungsmissbrauch

— Verstarkung der Internen Revision; Probleme gibt es nicht nur in Kéln, wie ein Revisions-
bericht zeigt, sondern offensichtlich auch in anderen groR3en Stadten wie Berlin, Hamburg oder
Hannover.

- Der begonnene Call-Center-Einsatz zur Uberprifung des Datenbestandes muss zu einer
permanenten Einrichtung werden.

— Kontrollen gegen Missbrauch: Daflir sind von der Bundesagentur Giber 400 Mitarbeiter im Ein-
satz. Auch die ARGERN sind gefordert, Kontrollen durchzufiihren und dazu auch Kontroll-
teams einzusetzen.

— Die rechtlichen Voraussetzungen fir einen umfassenden Datenabgleich sind gegeben; der
Datenabgleich ist auch EU-weit mdglich. Fir die entsprechende Zusammenarbeit auf3erhalb
der EU arbeiten wir an bilateralen Vereinbarungen.

— Fur den Umgang mit selbststandigen Antragstellern werden Handreichungen zur Berech-
nung von Unternehmensertragen erstellt.

— Die Bekdmpfung der Schwarzarbeit muss so intensiv wie moglich fortgesetzt werden.
Prof. Schneider, der zu dem Thema seit vielen Jahren forscht, schatzt, dass ca. 20 Pro-
zent der Leistungsempfanger von Grundsicherung "schwarz" arbeiten.

2. Gesetzliche Mallnahmen gegen Leistungsmissbrauch und Fehlentwicklungen

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen ist es geboten, volljahrige Kinder bis zur Vollendung des 25.
Lebensjahres bzw. bis zur Beendigung der Erstausbildung in die Bedarfsgemeinschaft der Eltern ein-
zubeziehen. Bei unter 25jahrigen, die erstmals eine Wohnung beziehen, muss die Ubernahme von
Leistungen zum Lebensunterhalt von der vorherigen Zustimmung des Leistungstrégers abhangig
gemacht werden. Die damit verbundene Anpassung der Leistungsanspriiche wirkt derzeit erkennba-
ren Fehlentwicklungen bei der Leistungsgewahrung an junge Erwachsene entgegen.

Weiterhin halte ich eine Uberpriifung und Straffung des arbeitsmarktpolitischen "Instrumentenkastens”
nach dem Kriterium der Eingliederungseffizienz fur geboten. Dabei sind auch die Erfahrungen der BA
intensiv auszuwerten. Ich unterstiitze ausdricklich die Vorschlage des Vorstands, die Forderinstru-
mente zur Existenzgriindung (Ich-AG und Existenzgrindungszuschuss) zu straffen und zusammenzu-
fassen, und die PSA wirkungsorientiert zurtickzufuihren.

V. Zu alldem: Konsequente Wachstumspolitik ist nétig!

Unsere Arbeitsmarktreformen sind "lernende Reformen", die Veranderungen von dkonomischen
Rahmenbedingungen einerseits und des menschlichen Verhaltens andererseits stetig Rechnung tra-
gen missen. Wenn es Veranderungsbedarf gibt, wird gegebenenfalls zu reagieren sein. Instrumente
sind veranderbar, das Ziel bleibt das gleiche:
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Ein aufnahmefahigerer, beweglicher Arbeitsmarkt, der wieder mehr Menschen die Chance auf Auf-
stieg, auf eine gute Ausbildung und ein ansténdiges Einkommen gibt. Ein flexiblerer Arbeitsmarkt ist
aber nur eine Voraussetzung fir den spirbaren Abbau der Arbeitslosigkeit. Effiziente Giter- und
Dienstleistungsmarkte, wie wir sie z.B. mit unseren Reformen im Handwerk geschaffen haben, z&hlen
gleichermalRen dazu. Zwingende Voraussetzung fir einen nachhaltigen Abbau der Arbeitslosigkeit
aber ist, dass die Wirtschaft auf einen dauerhaft hheren Wachstumspfad einschwenkt und das
Trendwachstum mittelfristig wieder deutlich Gber 1,5 Prozent steigt. Nur so werden aus Wachstum
wieder mehr reguléare Arbeitsplatze, nur so kann der Riickgang der sozialversicherungspflichtigen
Beschaftigung gestoppt und umgekehrt werden. Das muss oberste Mel3latte der Wirtschafts- und
Arbeitsmarktpolitik der neuen Regierung sein.

Dazu braucht es eines stimmigen Dreiklangs aus Sparen, Reformieren und Investieren, also aus
Ruckfiihrung tiberlebter Subventionen (Eigenheimzulage), aus der Offnung neuer Méarkte (z.B. bei den
handwerklichen und den Haushaltsdienstleistungen) und aus héheren 6ffentlichen wie privaten Inves-
titionen (Gebaudesanierung, Infrastrukturfinanzierung durch PPP).

Hohere Investitionen sind der Schliissel zu mehr Wachstum und Beschéftigung. Sie muissen flankiert
und stimuliert werden durch attraktivere steuerliche Rahmenbedingungen, wie auf dem Job-Gipfel
bereits beschlossen.

Und sie mussen nicht zuletzt flankiert werden durch eine Geldpolitik, die trotz der momentanen hohen
Olpreise mutig das Zinsfenster fiir hheres wirtschaftliches Wachstum im Euro-Raum offen halt.

Die Signale aus der deutschen Wirtschaft, dem Schwergewicht des Euro-Raums, weisen jedenfalls
klar aufwarts, und auch auf dem Arbeitsmarkt stabilisieren sich die positiven Entwicklungen. Endgtiltig
durchsetzen aber werden sie sich nur, wenn die Wirtschaft insgesamt ausreichend Wasser, sprich
Liquiditat, unter dem Kiel behélt.

Nach: Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit: Statement Wolfgang Clement am 02.11.2005

Der vollstéandige Text kann von der folgenden Internetseite abgerufen werden:
http://www.bmwa.bund.de/Navigation/Presse/reden-und-statements,did=79538.html

Bitte berticksichtigen Sie, dass &ltere Links evtl. keine Verbindung mehr zu den angegebenen Seiten herstellen.

oF . Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschun
@ Bundesagentur filr Arbeit . s oe S Moo o borin 7o, rox oo 783255


http://www.bmwa.bund.de/Navigation/Presse/reden-und-statements,did=79538.html

	Arbeitslosigkeit sinkt stärker als in den vergangenen 15 Jahren - die neue Arbeitsmarktpolitik entfaltet ihre Wirkung 
	Statement des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit Wolfgang Clement anlässlich der Pressekonferenz zum Arbeitsmarkt im Oktober 2005 


